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Amtsblatt 
Herausgeber:  Landratsamt Haßberge, Am Herrenhof 1, 97437 Haßfurt, Tel. 09521 27-240 

  
 

Nr. 2 Haßfurt, 24.02.2017 70. Jahrgang 
 

Öffnungszeiten: Landratsamt Haßberge in Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr  - 12:30 Uhr 
Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:30 Uhr  
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Ebern 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr 
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Hofheim vormittags: Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr  

Sprechstunden des Landrats: nach Vorankündigung in der Presse oder auf Anfrage 

 
 

 

Amtliche Bekanntmachungen 
 

 
 

 
 

I n h a l t :  

Teil I: 
 

Veröffentlichungen des Landratsamtes/Landkreises und seiner Einrichtun-
gen einschl. der Unternehmen und Verbände 

 

 Umweltverträglichkeitsprüfung - Renaturierungs-
maßnahme am Merzbach 

S. 8-9 

 Änderungsverordnung Naturpark Haßberge - Her-
ausnahme einer Fläche aus dem Landschaftsschutz-
gebiet 

 
 
S. 9-10 

 Bekanntmachung des Kreiswahlleiters zur Bundes-
tagswahl 

 
S. 10-12 

 Erweiterung einer bestehenden Biogasanlage, Ge-
markung Ostheim 

 
S. 12-13 

 
 

Teil II: 
 

Veröffentlichungen der kreisangehörigen VGem/Städte/Märkte/ 
Gemeinden sowie der Schul- und Versorgungsverbände 

 

 HH-Satzung des Zweckverbandes zur Wasserversor-
gung der Pfarrweisacher Gruppe 

 
S. 13 

 Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches S. 14 
 

 
 
 

Teil  I 
 

 
III/4-641/1-1 
 
 
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung; 
Renaturierungsmaßnahme am Merzbach; 
Neubau eines Fisch- und Amphibienpasses in die alte 
Wehranlage des Merzbaches zwischen Obermerzbach und 
Untermerzbach 
 
Antragsteller: Gemeinde Untermerzbach  
 
 
Bekanntmachung gem. § 3a des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung 
 
Die Gemeinde Untermerzbach beabsichtigt am Merzbach 
zwischen Obermerzbach und Untermerzbach eine Renaturie-
rungsmaßnahme durchzuführen. Durch den Bau einer Fisch- 
und Amphibientreppe soll die Durchgängigkeit des Merzba-
ches im Sinne der EU-Wasserrahmenrichtline (WRRL) herge-
stellt werden.  
 
Hierzu ist für die 45 cm hohe Wehranlage eine Aufstiegshilfe 
in einfachster Form als Beckenpass aus Wasserbausteinen mit 
innen liegendem Bausubstrat als Fisch- und Amphibientreppe 
vorgesehen, um bei geringem Wasserlauf ein Mindestmaß an 

http://www.hassberge.lan/images/a/ad/Neues_Logo_LRA_CMYK.jpg
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Durchgängigkeit am Gewässer Merzbach zu erreichen. Es ist 
vorgesehen, die Stufenbecken auf einer Länge von rund 15 m 
mit einer maximalen Steigung von 2,5 % herzustellen. Die 
Breite der Becken soll ca. 180 cm und die Tiefe 30 cm betra-
gen. Die Randbefestigung soll dabei mit Wasserbausteinen 
erfolgen und in der Sohlmitte soll aus dem Merzbach entnom-
menes Sohlsubstrat eingebaut werden. Die Becken werden 
seitlich in das Ufer integriert.  
 
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c 
und Anlage 1 Nr. 13.18.2 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) hat ergeben, dass eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung für dieses Vorhaben nicht erforder-
lich ist, da keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind.  
 
Diese Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht selbstän-
dig anfechtbar. 
 
 
Haßfurt, 08.02.2017 
Landratsamt Haßberge 
 
 
Wasser 
 
 

 

Az. III/4-173/3-5.1 
 
8. Verordnung zur Änderung des Landschaftsschutzgebietes 
des Naturparks Haßberge; 
Antrag der Stadt Zeil a.M. auf Herausnahme einer Fläche aus 
dem Landschaftsschutzgebiet des Naturparks Haßberge zur 
Erweiterung der Wohnbebauung im Westen der Stadt nörd-
lich der ehemaligen B 26 
 

B e k a n n t m a c h u n g :  
 
1. Der Landkreis Haßberge plant auf Antrag der Stadt Zeil 

am Main die Aufhebung eines 3,58 ha großen Bereiches 
des Landschaftsschutzgebietes des Naturparks Haß-
berge. Das Gebiet soll künftig als Bauland ausgewiesen 
werden. 
 
Das von der Änderung (Herausnahme aus dem Land-
schaftsschutzgebiet) betroffene Gebiet in der Gemar-
kung Zeil am Main der Stadt Zeil am Main befindet sich 
am Westrand der Stadt Zeil am Main anschließend an das 
Baugebiet „Mittelsetz II“. Nach Westen wird es begrenzt 
durch das Weingut auf der Fl.Nr. 2152 der Gemarkung 
Zeil am Main und nach Süden durch die angrenzende 
Staatsstraße (ehemalige B 26) mit Radweg. Nach Norden 
erfolgt die Herausnahme bis zum beginnenden Hecken-
bereich des Haßbergtraufs. Im Einzelnen sind von der 
Herausnahme folgende Flurnummern der Gemarkung 
Zeil am Main ganz oder als Teilfläche (Tf) betroffen:  
2130/1, 2137/1, 2138/1, 2139/1, 2142/1, 2143 (Tf), 
2143/3 (Tf), 2144, 2145 (Tf), 2146 (Tf), 2147 (Tf), 2148 bis 
2151, 2152 (Tf), 2376. Siehe hierzu auch nachstehendes 
Luftbild in dem die Herausnahmefläche rot umrandet ist. 
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2. Das Landratsamt gibt hiervon Kenntnis mit dem Hin-

weis, dass der Entwurf der Rechtsverordnung zur Än-
derung des Landschaftsschutzgebietes einschließlich 
der dazugehörigen Karten zur allgemeinen Einsicht aus-
liegen, 

 
in der Zeit vom 10.03.2017 bis einschl. 10.04.2017  

 

 im Rathaus der Stadt Zeil am Main, Marktplatz 8, 
97475 Zeil am Main, Zimmer Nr. 6, während der all-
gemeinen Dienststunden,  

 Im Landratsamt Haßberge, Am Herrenhof 1, 
97437 Haßfurt, Zimmer Nr. 118, während der allge-
meinen Dienststunden. 

 
Diese Bekanntmachung und der Entwurf der Schutzge-
bietsverordnung einschließlich der dazugehörigen Kar-
ten sind auch im Internet abrufbar unter www.hass-
berge.de/Aktuelles/Amtliche Bekanntmachungen bzw. 
www.hassberge.de/664.html 

 
2. Während der in Ziffer 2. genannten Auslegungsfrist kön-

nen Bedenken und Anregungen vorgebracht werden 
 

 beim Landratsamt Haßberge, Am Herren-
hof 1,97437 Haßfurt, 
oder  

 bei der Stadt Zeil am Main, Marktplatz 8, 97475 Zeil 
am Main. 

 
Haßfurt, 14.02.2017 
Landratsamt Haßberge 
 

 
Janik 
Regierungsrat 
 

 
 

Wahl zum 19. Deutschen Bundestag 
am 24. September 2017 

 
Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 
für den Wahlkreis 248 Bad Kissingen 

 
Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

 
Für die Durchführung der Bundestagswahl sind insbesondere 
das Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Juli 1993 (BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geän-
dert durch Art. 1 des Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Ände-
rung des Bundeswahlgesetzes vom 3. Mai 2016 (BGBl I 
S. 1062), und die Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl I S. 1376), zu-
letzt geändert durch Art. 1 der Zehnten Verordnung zur Än-
derung der Bundeswahlordnung vom 13. Mai 2013 (BGBl I 
S. 1255), maßgeblich.  
 
Hiermit fordere ich die Parteien und die Wahlberechtigten zur 
möglichst frühzeitigen Einreichung der Kreiswahlvorschläge 
auf (§ 32 BWO). Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreis-
wahlleiter spätestens am 
 

17. Juli 2017, 18:00 Uhr 
 
schriftlich einzureichen (§ 19 BWG). 
 

Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige 
Dienststelle des Kreiswahlleiters befindet sich im Landrats-
amt Bad Kissingen, Obere Marktstraße 6, 97688 Bad Kissin-
gen. 
 
 
A. Voraussetzungen für die Einreichung von Kreiswahl-

vorschlägen 
 
1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und 

nach Maßgabe des § 20 BWG von Wahlberechtig-
ten eingereicht werden (§ 18 Abs. 1 BWG). Eine 
Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreis-
wahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 

 
2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder in ei-

nem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf-
grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen 
mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten wa-
ren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag 
nur einreichen, wenn sie spätestens am 19. Juni 
2017 bis 18:00 Uhr dem Bundeswahlleiter (Statis-
tisches Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 
65189 Wiesbaden) ihre Beteiligung an der Wahl 
schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahl-
ausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat 
(§ 18 Abs. 2 BWG). 
 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Na-
men sich die Partei an der Wahl beteiligen will. 
Die Anzeige muss von mindestens drei Mitglie-
dern des Bundesvorstands, darunter dem Vorsit-
zenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine 
Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vor-
stand der jeweils obersten Parteiorganisation an 
die Stelle des Bundesvorstands. Die schriftliche 
Satzung und das schriftliche Programm der Partei 
sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Be-
stellung des Vorstands sind der Anzeige beizufü-
gen. Der Anzeige sollen Nachweise über die Par-
teieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteien-
gesetzes beigefügt werden. 
 

3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 
7. Juli 2017 für alle Wahlorgane verbindlich fest, 
welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in 
einem Landtag seit deren letzter Wahl aufgrund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit 
mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren 
und welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung 
angezeigt haben, für die Wahl als Parteien anzu-
erkennen sind (§ 18 Abs. 4 BWG). Gegen eine 
Feststellung, die sie an der Einreichung von Wahl-
vorschlägen hindert, kann eine Partei oder Verei-
nigung binnen vier Tagen nach deren Bekannt-
gabe Beschwerde zum Bundesverfassungsgericht 
erheben. In diesem Fall ist die Partei oder Verei-
nigung von den Wahlorganen bis zur Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts, längstens 
bis zum Ablauf des 27. Juli 2017 wie eine wahlvor-
schlagsberechtigte Partei zu behandeln (§ 18 
Abs. 4a BWG). 

 
 

http://www.hassberge.de/Aktuelles/Amtliche%20Bekanntmachungen
http://www.hassberge.de/Aktuelles/Amtliche%20Bekanntmachungen
http://www.hassberge.de/664.html
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B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 
 
1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag 

nur benannt werden, wer 
 

a) am Wahltag Deutscher im Sinne des Arti-
kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist, das 
18. Lebensjahr vollendet hat und nicht 
nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wählbar-
keit ausgeschlossen ist, 

 
b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied 

einer anderen als der den Kreiswahlvor-
schlag einreichenden Partei ist und in ei-
ner Mitgliederversammlung zur Wahl ei-
nes Wahlkreisbewerbers oder in einer be-
sonderen oder allgemeinen Vertreterver-
sammlung entsprechend den Bestimmun-
gen des § 21 BWG in geheimer Abstim-
mung hierzu gewählt worden ist, 

 
c) seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt 

hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 
 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines 
Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann nur in 
einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahl-
vorschlag benannt werden. 

 
2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der 

Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. Er muss 
enthalten (§ 34 Abs. 1 BWO) 
 
a) den Familiennamen, die Vornamen, den 

Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den 
Geburtsort und die Anschrift (Hauptwoh-
nung) des Bewerbers, 

 
b) den Namen der einreichenden Partei und, 

sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kenn-
wort. 

 
3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und 

Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von min-

destens drei Mitgliedern des Vorstands des Lan-
desverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder 
seinem Stellvertreter, persönlich und handschrift-
lich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in Bayern 
keinen Landesverband oder keine einheitliche 
Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvor-
schläge von den Vorständen der nächstniedrigen 
Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis 
liegt, dem Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die 
Unterschriften des einreichenden Vorstands ge-
nügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist 
nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine 
schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht 
der anderen beteiligten Vorstände vorliegt (§ 34 
Abs. 2 BWO). 

 
5. Die Kreiswahlvorschläge der unter Buchstabe A 

Nr. 2. genannten Parteien müssen außerdem von 

mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkrei-
ses persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Die Wahlberechtigung der Unterzeichner 
muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben 
sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvor-
schlags nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG). 

 
6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und 

Einzelbewerber) müssen von mindestens 200 
Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 
Abs. 3 BWG); Nr. 5 Satz 2 gilt entsprechend. Hier-
bei haben drei Unterzeichner ihre Unterschriften 
auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 

 
7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorherge-

henden Nummern 5 und 6 von mindestens 200 
Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 
Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach 
Anlage 14 zur BWO unter Beachtung des § 34 
Abs. 4 BWO zu erbringen. Auf jedem Formblatt 
für eine Unterstützungsunterschrift kann nur eine 
Unterschrift geleistet werden. Die Formblätter 
werden auf Anforderung vom Kreiswahlleiter kos-
tenfrei geliefert. 
 
Bei der Anforderung sind Familienname, Vorna-
men und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzu-
schlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der 
Anforderung der Nachweis erbracht, dass für den 
Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre 
gemäß § 51 Abs. 1 Bundesmeldegesetz eingetra-
gen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwoh-
nung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; 
die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 
 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, 
der den Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind 
außerdem bei Parteien deren Name und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, 
bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kenn-
wort anzugeben. Die vorgenannten Angaben zum 
Bewerber und zum Wahlvorschlagsträger sind 
vom Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter zu 
vermerken. 
 
Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewer-
bers in einer Mitglieder- oder einer besonderen 
oder allgemeinen Vertreterversammlung nach 
§ 21 BWG zu bestätigen. 
 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt o-
der gesondert (nach dem Muster der Anlage 14 
zur BWO) eine Bescheinigung seiner Gemeinde-
behörde beizufügen, dass er im Wahlkreis wahl-
berechtigt ist. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahl-
vorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine 
Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvor-
schlägen ungültig.  
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst 
nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mit-
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glieder- oder Vertreterversammlung unterzeich-
net werden. Vorher geleistete Unterschriften sind 
ungültig. 

 
8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 
 

a) Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewer-
bers nach dem Muster der Anlage 15 zur 
BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt 
und für keinen anderen Wahlkreis seine Zu-
stimmung zur Benennung als Bewerber ge-
geben hat, bei Kreiswahlvorschlägen von 
Parteien einschließlich der Versicherung an 
Eides statt, dass er nicht Mitglied einer an-
deren als der den Wahlvorschlag einrei-
chenden Partei ist, 

 
b) eine Bescheinigung der zuständigen Ge-

meindebehörde nach dem Muster der An-
lage 16 zur BWO, dass der Bewerber wähl-
bar ist, 

 
c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine 

Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
schlussfassung der Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung, in der der Bewerber auf-
gestellt worden ist, im Falle eines Ein-
spruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine 
Ausfertigung der Niederschrift über die 
wiederholte Abstimmung, mit der nach 
§ 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebenen 
Versicherung an Eides statt. Die Nieder-
schrift soll nach dem Muster der Anlage 17 
gefertigt, die Versicherung an Eides statt 
nach dem Muster der Anlage 18 abgegeben 
werden, 

 
d) die erforderliche Zahl von Unterstützungs-

unterschriften nebst Bescheinigungen des 
Wahlrechts der Unterzeichner (siehe Buch-
stabe B Nr. 7), sofern der Kreiswahlvor-
schlag von mindestens 200 Wahlberechtig-
ten des Wahlkreises unterzeichnet sein 
muss. 

 
9. Die einzureichenden Unterlagen sind in Schrift-

form rechtzeitig vorzulegen. Die Schriftform ist 
dann gegeben, wenn die schriftlich einzureichen-
den Unterlagen persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlor-
gan im Original vorliegen. Die Schriftform ist 
durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 

 
 

C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlä-
gen sowie Beseitigung von Mängeln 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schrift-
liche Erklärung der Vertrauensperson und der stellver-
tretenden Vertrauensperson zurückgenommen wer-
den, solange nicht über seine Zulassung entschieden ist. 
Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeich-
neter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit 
der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und 
handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen 
werden (§ 23 BWG). 
 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann ein Kreiswahl-
vorschlag nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson und nur dann geändert werden, wenn 
der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das 
Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht eingehalten zu 
werden, der Unterschriften nach den Punkten B.5. und 
B.6. bedarf es nicht. Nach der Entscheidung über die Zu-
lassung des Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung aus-
geschlossen (§ 24 BWG). 
 
Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind et-
waige Mängel im Kreiswahlvorschlag durch die Vertrau-
ensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der 
Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gülti-
ger Wahlvorschläge behoben werden (§ 25 BWG). 
 
 

D. Auskunft und Vordrucke 
 
Auskunft zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen er-
teilt das Büro des Kreiswahlleiters: 
 
Landratsamt Bad Kissingen, Außenstelle Münchner 
Straße 5, 97688 Bad Kissingen, Zimmer-Nr. 405, Tele-
fon 0971-801-4055, Telefax 0971-801-774055, E-Mail 
tobias.seufert@kg.de (Postadresse: Obere Markt-
straße 6, 97688 Bad Kissingen). 
 
Dort sind auch die amtlich vorgeschriebenen Vordru-
cke nach Anlage 14 (Unterstützungsunterschriften) so-
wie die weiteren Vordrucke nach Anlagen 13, 15, 16, 17 
und 18 zur BWO für die Einreichung von Wahlvorschlä-
gen kostenfrei erhältlich. Letztgenannte Vordrucke sind 
auch im Internetangebot des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.bayern.de abrufbar. 

 
 

Bad Kissingen, 09.02.2017 
Der Kreiswahlleiter 
 
 

Schoenwald 
 
 

 
 
III/5 - 177/2-4 
 
Vollzug der Immissionsschutzgesetze; 
Erweiterung der bestehenden Biogasanlage durch Erhöhung 
der installierten elektrischen Leistung (max. Feuerungswär-
meleistung: 5.868 kW) durch Zubau eines weiteren BHKWs in 
Verbindung mit einer Substraterhöhung und -anpassung so-
wie einer Gärresteaufbereitung (Separation) und Errichtung 
eines Stellplatzes für Getreide-/ Holztrocknung mit Wärme-
anbindung auf dem Grundstück Fl.-Nr. 286/1 der Gemarkung 
Ostheim 
 
 
Die Bioenergie Hofheimer Land GmbH & Co.KG hat beim 
Landratsamt Haßberge für das im Betreff genannte Vorhaben 
die Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Änderungs-
genehmigung beantragt. 
 
Nach § 1 Abs. 3 der 9. BImSchV, § 3c i. V. m. Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) hat  
das Landratsamt Haßberge eine Vorprüfung durchgeführt, ob 
für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

mailto:tobias.seufert@kg.de
http://www.wahlen.bayern.de/
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notwendig ist. Dabei war unter Berücksichtigung der in der 
Anlage 2 zum UVPG aufgeführten Kriterien überschlägig zu 
prüfen, ob durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen zu erwarten waren. Bei dieser Vorprüfung 
war zu berücksichtigen, inwieweit Umweltauswirkungen 
durch die vorgesehenen Vermeidungs- und Verminderungs-
maßnahmen offensichtlich ausgeschlossen wurden. 
 
Die Vorprüfung hat ergeben, dass im Hinblick auf die Vorga-
ben des UVPG durch das Vorhaben keine erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, die eine UVP 
erforderlich machen würden. 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a Satz 2 UVPG be-
kannt gemacht. Sie ist nicht selbständig anfechtbar (§ 3a 
Satz 3 UVPG). Die näheren Gründe dieser Entscheidung sind 
im Aktenvermerk des Landratsamtes Haßberge vom 
21.02.2017, Az. III/5 - 177/2-4 angeführt. Dieser Vermerk 
kann beim Landratsamt Haßberge, Zimmer 114, Am Herren-
hof 1, 97437 Haßfurt, bei Bedarf zu den allgemeinen Dienst-
stunden eingesehen werden. 
 
Haßfurt, 21.02.2017 
Landratsamt Haßberge 
 
 
Bartsch 
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Nr. I/2 - 941/1-10 
 
Vollzug der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern und 
des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 

I. 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g  
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der  

"Pfarrweisacher Gruppe" 
(Landkreis Haßberge) 

für das Haushaltsjahr 2017 
 
 

Aufgrund der §§ 16 ff. der Verbandssatzung und § 41 des Ge-
setzes über die Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
i. V. m. Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der 
Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 
 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt 
im  Verwaltungshaushalt 
 in den Einnahmen  
 und Ausgaben mit         177.440,00 € 
und 

im  Vermögenshaushalt 
 in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit           71.200,00 € 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaus-
halt werden nicht aufgenommen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wer-
den nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
(1) Betriebskostenumlage 
 Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
 
(2) Investitionsumlage 
 Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
29.000,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 
 
Ebern, 13.02.2017 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der "Pfarrweisacher Gruppe" 
 
R. Nowak, Verbandsvorsitzender 
 
 

II. 
 
Die von der Verbandsversammlung am 25.01.2017 erlassene 
Haushaltssatzung für das Jahr 2017 hat das Landratsamt Haß-
berge mit Schreiben vom 07.02.2017 rechtsaufsichtlich ge-
würdigt. Sie enthält keine genehmigungspflichtigen Bestand-
teile. 
 
Vom dritten Werktage an nach dieser Bekanntmachung liegt 
der Haushaltsplan eine Woche lang in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes, VGem Ebern, Rittergasse 3, Zimmer Nr. 28, 
96106 Ebern, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden 
öffentlich auf. Im Übrigen kann die Haushaltssatzung samt 
Anlagen während der Dauer ihrer Gültigkeit jederzeit an glei-
cher Stelle eingesehen werden. 
 
Haßfurt, 15.02.2017 
Landratsamt Haßberge 
 
Schor 
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Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
 

Das bis zum 14.02.2017 aufgebotene Sparkassenbuch 
 

Nr. 3405112479 
 

wird mit Beschluss vom 14.02.2017 für kraftlos erklärt, weil 
sich während der Aufgebotsfrist keine Berechtigten gemeldet 
haben. 
 

Haßfurt, 15.02.2017 
Sparkasse Ostunterfranken 
 
 

 

 
 

 

Landratsamt Haßberge 
Wilhelm Schneider 

Landrat 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Umwelt- und Werkausschuss 16.03.2017 

Ausschuss für Bau und Verkehr 22.03.2017 

Kreistag 27.03.2017 

Gesundheitsforum Landkreis Haßberge 29.03.2017 

Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und regionale Entwicklung 06.04.2017 

Ausschuss für Bau und Verkehr 18.05.2017 

Kreisausschuss 22.05.2017 

Ausschuss für Kultur, Tourismus und Sport 30.05.2017 

Kreistag 20.06.2017 

Umwelt- und Werkausschuss 06.07.2017 

Ausschuss für Bau und Verkehr 17.07.2017 

Kreisausschuss 24.07.2017 

Ausschuss für Bau und Verkehr 13.09.2017 

Kreisausschuss 16.10.2017 

Ausschuss für Bau und Verkehr 08.11.2017 

Umwelt- und Werkausschuss 15.11.2017 

Kreisausschuss 27.11.2017 

Kreistag 18.12.2017 
 

 
 

 


